
 

Fernwestliches Versprechen
Deutschland und China investieren in gute Beziehungen

Berlin. Deutschland und China haben sich de-
monstrativ zum Freihandel bekannt und vor
Protektionismus gewarnt. Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) sagte am Montag bei ei-
nem Treffen mit dem chinesischen Minister-
präsidenten Li Keqiang in Berlin, Deutschland
sei »interessiert an einem multilateralen Han-
delssystem mit fairen und freien Zugängen«.
Die beiden Länder hätten sich darauf ver-
ständigt, »dass wir uns an das Regelwerk der
Welthandelsorganisation WTO halten wollen
und dass wir aufMultilateralismus setzen auch
bei den Handelsfragen«, sagte Merkel weiter.
»Und dies ist ein gemeinsames Bekenntnis.«

Li sprach von einer »Bekämpfung« der »wie-
der aufblühenden handelsprotektionistischen
Kräfte« – ein klarer Verweis auf US-Präsident
Donald Trump, der eine Reihe von Strafzöllen
verhängt hat. Erst am vergangenen Freitag
waren US-Zölle auf chinesische Produkte im
Wert von 34 Milliarden Dollar in Kraft getre-
ten.
Anlässlich der Regierungskonsultationen

unterzeichneten mehrere Firmen Vereinba-
rungen für ein stärkeres Engagement in Chi-
na. Gleichzeitig verkündete die Bundesre-
gierung auch eine Projektvereinbarung zwi-
schen dem Freistaat Thüringen und dem auf

Batteriezellen spezialisierten Unternehmen
CATL aus China. Merkel hob die Entschei-
dung des chinesischen Herstellers zum Auf-
bau einer Batteriezellenfabrik für Elektroau-
tos in Erfurt hervor. Dies sei »ein wichtiger
Tag für Thüringen«. Diese Technologie wer-
de von deutschen Anbietern bisher nicht an-
geboten, so dass die deutsche Autobranche
auch chinesische Produkte kaufen dürfte.
»Wenn wir es selbst könnten, wäre ich auch
nicht traurig«, sagte Merkel. Wenn der chi-
nesische Investor nach Europa komme, sei es
aber gut, wenn dies in Deutschland stattfin-
de. Agenturen/nd Seiten 4 und 6

Was der Glückskeks verspricht: Dir steht ein aufregendes geschäftliches Abenteuer bevor. Foto: iStock/RBFried
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Chaos in London
– und in Brüssel
Das Brexit-Desaster geht von beiden
Seiten aus, meint Uwe Sattler

Die Rücktritte in der britischen
Regierung kamen keineswegs so
überraschend, wie es sich in zahl-
reichen Kommentaren liest. Hat
doch Labour-Parteichef Jeremy
Corbyn mit seiner Einschätzung,
dass Theresa May mit ihrem stän-
digen Hü und Hott den Austritts-
prozess ins Chaos gestürzt hat,
vollkommen recht. Wenn die Pre-
mierministerin Ende vergangener
Woche verkündete, die Regierung
habe sich – zwei Jahre nach dem
Brexit-Entscheid! – auf eine Linie
geeinigt, spricht das Bände.
Nicht weniger irritieren muss,

dass »Brüssel« die Rücktritte eher
gelassen zur Kenntnis nimmt.
Immerhin gehen mit Davis und
Johnson die wichtigsten briti-
schen Brexit-Unterhändler nach
der Ministerpräsidentin selbst.
Das könnte zweierlei bedeuten:
zum einen, dass die Gespräche
gut voran gehen. Was angesichts
nach wie vor ausstehender Lö-
sungen für so zentrale Punkte wie
den Status von Nordirland oder
die Handelsbeziehungen mit dem
Festland unwahrscheinlich ist.
Oder, zum anderen, dass die EU-
Kommission die Vorstellung, bis
zum kommenden März einen ge-
ordneten Rückzug der Briten aus
»Europa« zu erreichen, aufgege-
ben hat. Was wiederum ebenfalls
an der auch in Brüssel existieren-
den Starrköpfigkeit liegen könn-
te. Schließlich wollen manche
den Briten deren Entscheidung
heimzahlen und mögliche Nach-
ahmer abschrecken. Eines scheint
aber trotz des Chaos' in London
und Brüssel ausgeschlossen: das
Ende der Brexit-Pläne. Denn das
würde Theresa Mays politisches
Überleben kosten.

UNTEN LINKS

Der kompetitive Charakter der
US-amerikanischen Kultur ist uns,
die wir von außen zusehen und
immer nur hinterherjagen, leidlich
bekannt. Während in Saudi-Ara-
bien Frauen im 21. Jahrhundert
Auto fahren dürfen, tüfteln die
Soft-Power-Strategen in God’s
Own Country fleißig an der Re-
vanche, um als Weltmarktführer
des Modernismus nicht ins Hin-
tertreffen zu geraten. Es muss et-
was Existenzielles passieren. Et-
was, womit sich weltweit Karma-
Punkte sammeln ließen. #MeToo?
Das hat – bis auf ein paar alte
Männer in der Filmbranche weni-
ger – doch die allermeisten nur
genervt. Frauen, die anklagen und
meckern, kennste, kennste?! Nein,
was Großes muss her, ein Kultur-
bruch, den selbst die Saudis
schlecht toppen können. Wie wäre
es, den Badeanzugwettbewerb aus
der Miss-America-Wahl zu strei-
chen und den Abendkleidcontest
gleich mit, das hat die neue Miss-
Chefin vorgeschlagen. Was folgte,
waren eine Petition und Rücktritte
in der Jury. Es bleibt beim 1:0 für
Saudi-Arabien. cod

Äthiopien und
Eritrea beenden
offiziell den Krieg
20 Jahre Konflikte um Grenzverlauf

Addis Abeba. Äthiopien und Eritrea haben
am Montag einen 20 Jahre dauernden Krieg
offiziell für beendet erklärt. Der eritreische
Präsident Isaias Afewerki und der äthiopi-
sche Ministerpräsident Abiy Ahmed unter-
zeichneten am Montag eine entsprechende
Vereinbarung, wie der äthiopische Infor-
mationsminister Yemane Meskel auf Twit-
ter mitteilte. Die beiden Nachbarländer am
Horn von Afrika lieferten sich in den ver-
gangenen 20 Jahren immer wieder Kämpfe
um den Grenzverlauf.
Bei einem Bodenkrieg zwischen 1998 und

2000 wurden mehr als 70 000 Menschen ge-
tötet. Die Erklärung läute eine Ära des Frie-
dens und der Freundschaft ein, teilte Mes-
kel mit. Demnach versprechen beide Länder
darin, unter anderem auf politischem, wirt-
schaftlichem und kulturellem Gebiet zu-
sammenzuarbeiten. epd/nd

Erdogan als
Präsident vereidigt
Türkischer Staatschef mit größerer
Machtfülle denn je ausgestattet

Ankara. Recep Tayyip Erdogan ist am Montag
zu seiner zweiten Amtszeit als Präsident der
Türkei vereidigt worden. Der am 24. Juni wie-
dergewählte Staatschef legte in der Haupt-
stadt Ankara den Eid für die nächste fünfjäh-
rige Amtszeit ab. Erdoganwird durch das neue
Präsidialsystem über mehr Macht verfügen als
alle seine Vorgänger der vergangenen Jahr-
zehnte. Im neuen System ist der Staatschef zu-
gleich Regierungschef und hat die gesamte Ex-
ekutivgewalt inne.
Die Bundesregierung wurde bei der Verei-

digung durch Ex-Kanzler Gerhard Schröder
vertreten. Der ehemalige Regierungschef soll-
te »in Vertretung der Bundesregierung« an der
Veranstaltung in Ankara teilnehmen, sagte ein
Sprecher des Auswärtigen Amts in Berlin. Ei-
ne Vertretung durch ehemalige Amtsinhaber
bei solchen Anlässen sei »durchaus auch üb-
lich«, fügte er hinzu. Agenturen/nd

Viele Tote durch
Unwetter in Japan
Gipfeltreffen mit EU abgesagt

Hiroshima. Bei heftigen Unwettern in Japan
sind mindestens 112 Menschen ums Leben
gekommen. Die Opferzahl könnte noch wei-
ter steigen. Nach Angaben der Nachrichten-
agentur Kyodo vom Montag werden noch et-
wa 80 Menschen vermisst. Damit sind die
Überschwemmungen die schlimmste Natur-
katastrophe in Japan seit dem verheerenden
Erdbeben und Tsunami im März 2011. Ret-
tungsmannschaften arbeiteten rund um die
Uhr. Mindestens elf Opfer seien am Montag
in überschwemmtenWohngebieten der Stadt
Kurashiki im Westen des Landes gefunden
worden, berichtete Kyodo News. Der heftige
Regen hat seit Donnerstag Straßen überflu-
tet und Erdrutsche ausgelöst.
Premier Shinzo Abe sagte wegen der Über-

schwemmungen seine geplante Reise nach
Europa ab. Unter anderem war in Brüssel die
Unterzeichnung des Freihandelsabkommens
mit der EU geplant. Agenturen/nd
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Britischer Doppel-Rücktritt
Mit Boris Johnson und David Davis verlassen zwei Brexit-Hardliner das Kabinett von Theresa May

Die Regierungskrise in London
eskaliert. Nach der Abkehr von
einem harten Brexit verliert The-
resa May zwei Minister.

Von Gabriel Rath, London

Paukenschläge in London. Wenige
Stunden nach Brexit-Minister Da-
vid Davis trat am Montag auch der
britische Außenminister Boris
Johnson zurück. Das teilte die Re-
gierung der BBC zufolge mit. Nur
knapp neun Monate vor dem EU-
Austritt am 29. März 2019 steckt
die Regierung von Premierminis-
terin Theresa May nun in einer
massiven Regierungskrise. Die
Brexit-Befürworter in der briti-
schen Regierung rebellieren gegen
den neuen Kurs Mays, die einen
weicheren Ausstieg aus der EU an-
strebt.
DerMinister für den Austritt aus

der Europäischen Union, David
Davis, hatte bereits in der Nacht
zum Montag seinen Rücktritt er-
klärt. »Die gegenwärtige Rich-

tung, in der wir unterwegs sind,
macht ein Ausscheiden aus der
Zollunion und dem Binnenmarkt
immer unwahrscheinlicher«, er-
klärte Davis in seinem Rücktritts-
schreiben. Premierministerin The-
resa May nahm die Demission an.
Auch Davis’ Unterstaatssekretär
Steve Baker trat Sonntagnacht zu-
rück.
Der 69-jährige Davis hatte sich

imReferendumvor zwei Jahren für
den Austritt aus der EU einge-
setzt. Nach ihrer Amtsübernahme
machte May ihn zum Brexit-Mi-
nister. Gemeinsam mit Außenmi-
nister Boris Johnson, Handelsmi-
nister Liam Fox und Umweltmi-
nister Michael Gove bildete er im
Kabinett den harten Kern der EU-
Gegner. Ungeachtet aller inhaltli-
chen Fragen und Differenzen galt
Davis als einer der wenigen wirk-
lichen politischen Vertrauten von
May.
Die Premierministerin hatte ihr

27-köpfiges Kabinett am vergan-
genen Freitag auf einer Regie-

rungsklausur im Landsitz Che-
quers zu einer gemeinsamen Hal-
tung in denVerhandlungenmit der
EU über die Neuordnung der Wirt-
schaftsbeziehungen nach dem
Brexit eingeschworen. Demnach
strebt London eine »gemeinsame

Freihandelszone« für Industrie-
und Landwirtschaftsgüter mit der
EU an und ist bereit, gemeinsame
Regeln anzuerkennen. Die Eini-
gung wurde als Abkehr Großbri-
tanniens von einem harten Brexit
verstanden.
Die Hardliner waren von May

völlig ausmanövriert worden. »Wir
haben sogar auf eine Abstimmung

verzichtet«, erzählte einer von ih-
nen nach der Regierungstagung.
»Es war klar, dass wir keine Chan-
ce hatten. Es stand 20 zu 7.« Zu-
dem verpflichtet die Premiermi-
nisterin alle Mitglieder ihres Ka-
binetts auf kollektive Disziplin:
»Die Zeit für Diskussionen ist vor-
bei. Wir haben uns auf eine ge-
meinsame Position geeinigt«, heißt
es in der Erklärung von Chequers.
Fraglich ist, ob Johnson nun selbst
Regierungschef werden will. Mays
politische Zukunft steht mit dem
Rücktritt der beiden Minister
ebenfalls infrage.
Für einen Misstrauensantrag

gegen einen Parteiführer müssen
48 konservative Abgeordnete
Briefe mit einem entsprechenden
Wunsch einreichen. Der gewöhn-
lich gut informierte politische
Journalist Robert Peston schrieb in
der Nacht auf Twitter: »Quellen
bestätigen Gerüchte über Anträge
auf eine Vertrauensabstimmung.
Viele Abgeordnete sind sehr un-
zufrieden.«Mit Agenturen Seite 5

Davis hatte sich im
Referendum vor zwei
Jahren für den
Austritt aus der EU
eingesetzt.
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Bange Blicke
Die NATO tagt und alle schauen
wieder einmal auf Trump. Seite 2

Neue Allianzen
Die Franzosen wollen ins
Finale, doch ein Altstar
hilft Gegner Belgien.
Derweil drängt China in
den Fußballmarkt.
Seiten 19 und 20

Zu progressiv
Indiens beste Uni im Kreuzfeuer
von Hindunationalisten. Seite 3
Foto: Dominik Müller

Seen zu verschenken
Brandenburg kaufte Seen vom Bund
und gibt sie den Kommunen. Seite 12
Foto: fotolia/Firma V
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Technologietransfer andersherum
Kurt Stenger zur geplanten chinesischen Batteriefabrik in Thüringen

Es ist eine Rarität, dass ein Konzern einen Milliardenauftrag an eine Fabrik
vergibt, die nicht einmal in Bau ist. Irgendwo im Industriegebiet »Erfurter
Kreuz« soll laut einer nun unterzeichneten Vereinbarung ein Batteriezel-
lenwerk des chinesischen Anbieters CATL entstehen; ab 2021 könnten die
ersten Produkte hergestellt werden. BMW sichert sich diese schon jetzt, um
sein Elektroauto i-next unter Strom zu setzen. Der ungewöhnliche Vorgang
zeigt, wie groß die Verzweiflung der deutschen Autobauer ist, die lange
glaubten, den Dieselskandal aussitzen zu können, und die neuen Antriebe
nicht ernst nahmen. Inzwischen sind sie zwar mit im Geschäft, mussten
aber feststellen: Ups, die E-Auto-Batterien kommen ja fast alle aus China
und Japan. Die Lieferung ist teuer und dort heimische Hersteller haben sich
längst die Produktion gesichert. Und da eine von der Regierung gewünsch-
te, von VW angedachte deutsche Batteriezellenfabrik nicht vorankommt,
sind alle heilfroh, dass die Chinesen in die Bresche springen.
Das Beispiel zeigt, dass China längst nicht mehr unsere verlängerte

Werkbank ist und darauf angewiesen, sich hiesiges Know-how unter den
Nagel zu reißen. Die auch am Rande des derzeitigen Staatsbesuchs ertönte
Kritik über Technologieklau dürfte auf absehbare Zeit verstummen. Denn
daran müssen wir uns gewöhnen: Technologietransfer andersherum.

Aufklärung statt Aktionismus
Aert van Riel über den geplanten Dienstplan für Abgeordnete der SPD

Die AfD widerlegt sich selbst. Nachdem Politiker der rechten Partei im Wahl-
kampf getönt hatten, dass viele Debatten im Plenum aus Desinteresse der
Bundestagsabgeordneten schlecht besucht seien, hat sie nun feststellen müs-
sen, dass es gar nicht so einfach ist, ständig Präsenz zu zeigen. Denn die Ter-
minkalender der Parlamentarier sind sehr eng getaktet. Die eigentliche Arbeit
des Bundestags findet etwa in Gremien statt, wo Experten zu geplanten Ge-
setzesvorhaben gehört werden. Dagegen sind die Debatten im Plenum oft
vorhersehbar, die Argumente längst bekannt.
Anstatt verstärkt darüber aufzuklären, wie der Bundestag funktioniert,

sieht sich insbesondere die SPD noch immer durch die AfD unter Druck ge-
setzt. Fraktionschefin Andrea Nahles will nun mit einem neuen Schicht-
dienstmodell die Anwesenheit der Sozialdemokraten im Plenarsaal erhöhen.
Offensichtlich ist die SPD überzeugt davon, dass sie ihre Krise überwinden
kann, wenn sie ihre Performance ändert. Letztlich sind aber die Inhalte ent-
scheidend. Und da haben die Sozialdemokraten auch in dieser Legislaturpe-
riode wenig für die Menschen zu bieten, die sich für eine gerechtere Gesell-
schaft einsetzen. Ein paar mehr SPD-Abgeordnete, die im Parlament rhyth-
misch klatschen oder mit ihren Smartphones beschäftigt sind, werden die
Wähler sicherlich nicht vom Hocker reißen.

Kostenfaktor Katalog
Hermannus Pfeiffer sieht den Otto-Versand auf einem riskanten Weg

Otto will ab 2019 ohne seinen Hauptkatalog auskommen. Damit setzt das
Hamburger Unternehmen ein Zeichen, wie es die Zeit zu verlangen scheint.
Der klassische Versandhandel ist längst am Aussterben. Neckermann,
Quelle oder Schöpflin-Haagen sind nur noch schöne Geschichte. Die Dino-
saurier des westlichen »Wirtschaftswunders« waren zu schwerfällig gewor-
den, um nicht von der modernen Konsumwelt abgehängt zu werden.
Otto hat sich dagegen rechtzeitig berappelt, mit neuen Konzepten, neu-

en Produkten. Doch im Internet lauert eine gefährliche Konkurrenz. Ama-
zon und Co. haben als Nachwuchsakteure den strategischen Vorteil, in ih-
ren Handelszentren allerneueste Technik einbauen zu können und ohne
(teure) Stammbelegschaften die Logistik in Europa aufzumischen. Ange-
sichts der in Deutschland verbreiteten Geiz-ist-geil-Mentalität ist da ein ge-
druckter Katalog, dessen Herstellung und kostenloser Versand einen zwei-
stelligen Millionenbetrag verschlingt, vor allem ein üppiger Kostenfaktor.
Der Abschied vom Katalog ist auch ein Werbe-Gag, aber ein riskanter:

Ein Viertel des Otto-Umsatzes soll noch aus dem Kataloggeschäft stam-
men, vor allem mit älteren, kaufkräftigen Kunden. Die könnten sich ab-
gehängt fühlen. Doch für sie gibt es schließlich kleinere, spezialisierte
Händler, die nach wie vor einen gedruckten Katalog per Post zusenden.

PERSONALIE

Der Kenner
Von Benjamin von Brackel

Mit dem neuen Chef der US-Um-
weltbehörde müsste es eigentlich
ein kollektives Aufatmen unter den
Mitarbeitern der Environmental
Protection Agency (EPA) sowie bei
Klimaschützern im ganzen Land
geben. Schließlich hatte der von
US-Präsident Donald Trump we-
gen zahlloser Skandale gefeuerte
Ex-EPA-Chef Scott Pruitt alles da-
für getan, die Behörde auszuhöh-
len und Klimaschutzregulierungen
einzustampfen.
Nachfolger Andrew Wheeler

unterscheidet sich in mancherlei
Hinsicht. Anders als Pruitt kommt
er nicht als Außenseiter in die Be-
hörde. Er kennt sie gut, schließ-
lich hat er Anfang der neunziger
Jahre selbst für sie gearbeitet. In
den Jahren danach nutzte er sein
Insider-Wissen als Lobbyist für die
Kohlewirtschaft, darunter das
Bergbauunternehmen Murray
Energy und der Kraftwerksbetrei-
ber Xcel Energy.
Anders als sein Vorgänger

scheut Wheeler das Rampenlicht.
Das brachte sein früheres Jobpro-
fil mit: Als Kohlelobbyist konnte
er umso effektiver arbeiten, je
mehr er hinter den Kulissen agier-
te. Außerdem arbeitete Wheeler
für Senator James Inhofe, einen
bekennenden Klimaleugner, der
als Chef des US-Umweltausschus-
ses seit Jahren versucht, Klima-
forscher zu diskreditieren.
Deshalb mag es auf den ersten

Blick erstaunen, dass Wheeler im
Interview mit der »Washington

Post« erklärt: »Ich glaube, der Kli-
mawandel ist real. Ich glaube, dass
die Menschen das Klima beein-
flussen.«
Doch der gelernte Anwalt aus

Ohio machte zugleich klar, dass er
das Aufgabengebiet der Behörde,
speziell beim Klimaschutz, weiter
beschneiden will: »Sie werden –
zumindest unter meiner Leitung –
nicht sehen, dass die EPA viel mehr
zulegen wird.« Den Gesetzen aus
dem Kongresse werde man folgen.
Und den Vorgaben des Präsiden-
ten. »Er hat einige Wahlverspre-
chen gemacht, an deren Erfüllung
wir hier arbeiten.«
Eines davon war die Renais-

sance der Kohleenergie. Wheeler
hat nun angekündigt, den Clean
Power Plan von Ex-Präsident Oba-
ma zu ersetzen. Das hatte er schon
als Lobbyist versucht – jetzt kann
er seine Mission vollenden.

Der Kohlelobbyist Andrew Wheeler
kennt die Umweltbehörde gut.
Foto: dpa

FLATTERSATZ

»Ich werde eine große, große Mauer ...
Kathrin Gerlof hat herausgefunden, von wem Horst Seehofer lernen könnte, wie man Flüchtlinge loswird

... an unserer südlichen Grenze
bauen.« Donald Trump mag das
heimliche Vorbild von Horst Seeho-
fer sein, der zu jung ist, sich an Zei-
ten vor seiner Geburt zu erinnern.
Als 1939 das Transatlantikschiff »St.
Louis« mit knapp 1000 jüdischen
Flüchtlingen aus Deutschland an
Bord von allen Ländern, in denen es
einlaufen wollte, abgewiesen wurde,
waren noch zehn Jahre zu überste-
hen, bis Horst Lorenz Seehofer ge-
boren wird. Also vielleicht eher
Trump, die coole Sau. Wie er das
mit den mexikanischen Einwande-
rern macht, davon kann ein deut-
scher Minister viel lernen.
Dieser Text soll den Heimatminis-

ter ermutigen, sich jetzt schnell für
die kommenden Aufgaben fit zu ma-
chen. Auf die SPD ist kein Verlass,
man sollte sie bis zum Ende der Ko-
alition in Ruhe lassen. Denn gerade
kommt ihr Zustand dem der Katze
von Schrödinger sehr nahe, die zu 50
Prozent lebendig und zu 50 Prozent
tot ist und man weiß es einfach
nicht. Die halb lebendige SPD ist au-
ßerdem damit beschäftigt, die unge-
deckten Schecks im Asylkompromiss
(eine mörderisch gute Wortkombi-
nation) zu finden. Das bindet Kräfte.
Horst Seehofer jedenfalls, der dem
Begriff Heimat eine ganz neue Be-
deutung gibt, weil da das Wort Heim
drinsteckt, aus dem bald Transitzo-
ne, Lager oder Transitzentrum wird,
muss jetzt viel lernen. Um zu tun,
was er tun möchte.
Lagergestaltung, Lagerarchitektur.

Ganz wichtig. Wie baut man solche
Dinger, wie sollen sie aussehen, wie
können sie so funktional wie möglich
gestaltet sein? Jenseits möglicher
schmiedeeiserner Lyrik über den
Eingangstoren. (Da könnte zum Bei-
spiel »Gute Heimreise« stehen. Ist
aber nur ein Vorschlag.) Dem
Heim@Minister sei anempfohlen,

sich wenigstens einmal Sachsenhau-
sen anzuschauen. Das Konzentrati-
onslager. Es ist musterhaft gebaut
und war ein ehrgeiziges Projekt. Ist
geradezu aus dem Nichts entstan-
den, mitten im märkischen Kiefern-
wald. Gut, Bayern hat keine Kiefern,
aber Wald. Am Elektrozaun in Sach-
senhausen gab es sogar Blumenra-
batten! Aber noch viel wichtiger ist:
In Sachsenhausen kann man lernen,
wie der ideale Grundriss für ein La-
ger aussieht, in dem Menschen auf-
bewahrt und entsorgt werden sollen,
die unerwünscht sind. Das Geheim-
nis liegt im Dreieck. Horst Lorenz

Seehofer, wähle für den Grundriss
eines Lagers immer das Dreieck! Du
brauchst dann nur drei Wachtürme,
statt vier, und die Sichtachsen für die
Bewacher sind weitaus besser ange-
ordnet. In einem dreieckig angeord-
neten Lager lassen sich Meutereien,
Unruhen und mögliche Verschwö-
rungen gegen die Bewacher viel ef-
fektiver unter Kontrolle halten als
beispielsweise in einem – sagen wir –
Oktaeder.
Und jetzt noch mal Donald

Trump. Auch mit dem sollte unser
Heim@Minister reden. Der plant ja
Lager in einer Größenordnung, da-
von können wir lernen. 47 000
Menschen sollen da reinpassen. Das
muss Horst sich anschauen, auch
wenn man sich gerade fragt, woher
um Himmelswillen 47 000 Flücht-
linge, also Überlebende, kommen
sollen, wenn Europa dicht ist wie die
Experimentierbox, in der Schrödin-
gers Katze zusammen mit einem in-
stabilen Atomkern hockt und nicht
weiß, ob sie tot ist oder lebt.
Aber möglicherweise wirkt die

Entwicklungshilfe nicht so schnell,
wie wir uns das wünschen. Rüs-
tungskonzerne wie Rheinmetall mü-
hen sich zwar sehr, ausreichend
Zeug in die Krisengebiete zu expor-
tieren. Doch auch wenn die sich dort
alle gegenseitig totschießen (Hilfe
zur Selbsthilfe ist ein sehr dehnbarer
Begriff), es bleiben immer noch zu
viele übrig. Und die werden kom-
men. Übers Meer. Sagt Seehofer, und
Schrödingers Katze ist mit anderen
Dingen beschäftig, sagt also lieber
nichts. Heiko #Maas (das ist unser
Außenminister) hat vor drei Jahren
getwittert: »Zäune lösen keine Prob-
leme.« Das stimmt nicht. Ein Elekt-
rozaun, im Dreieck gebaut und mit
drei Wachtürmen versehen, kann
sehr hilfreich sein. Nicht wahr, Horst
Lorenz Seehofer?

Kathrin Gerlof ist Schriftstellerin
und Journalistin und lebt in
Berlin.
Foto: Rico Prauss

Zeichnung: Rainer Hachfeld
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Kriminalisierung

Zu »Wie verdreht kann diese Welt
nur sein?«, 7./8.7., S. 5; online:
dasND.de/1093448
Die sogenannten christlichen Poli-
tiker zeigen mal wieder ihr wahres
Gesicht! Es ist hierzulande Mode
geworden, dass Initiativen und
Menschen, die sich für den Artikel
1 im GG (»Die Würde des Men-
schen ist unantastbar«) einsetzen,
von Politikern fortlaufend krimi-
nalisiert werden.
Irmela Mensah-Schramm, Berlin

Unmenschlich

Zu »Wir retten Leben, wen retten
Sie?«, 7./.8.7., S. 5; online:
dasND.de 1093514
Kriminell sind nicht die Seenotret-
ter, sondern diejenigen, die sie kri-
minalisieren.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Links geht anders

Zu »›Der Einsatz war nicht um-
sonst‹«, 7./8.7., S. 6; online:
dasND.de/1093512
Der Standpunkt von Herrn Troost
ist ein Indiz dafür, warum die LIN-
KE in Deutschland auch jetzt aktu-
ell die Querelen in der Regierung,
von Autoherstellerskandalen über
EU-Misere bis Flüchtlinge, nicht
nutzen kann und eher Grüne und
AfD davon profitieren.
Wenn SYRIZA eine linke Politik

in Griechenland macht, indem sie
die kapitalistischen Zwänge akzep-
tiert und Herr Troost dem noch
was abgewinnen kann, dann ist die
LINKE keine Alternative für
Deutschland, sondern eine auch
schon im imperialistischen Block
integrierte Partei, der man keine
disruptiven gesellschaftlichen Ver-
änderung zutraut, von der man das
nicht mehr erwarten muss.
Deshalb steht immer wieder die

Frage im Raum, ob Bürger linke
Politik innerhalb des kapitalisti-
schen Systems wirklich spüren, er-

leben können, und ob linke Politi-
ker die Chuzpe besitzen, frontal,
gegen kapitalistisches Recht auch
unter Nutzung der »Straße«, zu
agieren.
Wolfgang Schlenzig, Berlin

Knast bleibt Knast

Zu »AnKER ist Transit ist Transfer«,
7./8.7., S. 1; online:
dasND.de/1093552
Da haben die Abschiebezentren ei-
nen neuen Namen bekommen und
schon ist alles in Butter? Nein, es
bleiben Abschiebeknäste. Hier
werden Menschen auf engsten
Raum kaserniert bis zur Entschei-
dung, ob guter Flüchtling oder bö-
ser Flüchtling. Das hat im Grunde
nichts mehr mit Menschenwürde
zu tun. Und was macht die SPD?
Anstelle sich gegen den sogenann-
ten Asylkompromiss zu stellen,
schlucken sie diese Kröte, um an
der Macht festzuhalten.
René Osselmann, Magdeburg

Eines der schönsten Lieder

Zu »Reizwort mit H, geschlossen und
offen«, 7/8.7., S. 9; online:
dasND.de/1093506
»Unsre Heimat, das sind nicht nur
die Städte und Dörfer....«. Eines der
schönsten und inhaltsreichsten
Lieder aus meiner Kindheit.
Bernhard Villwock, Halberstadt

Die Oder liegt »unten«

Zu »Kanalkathedrale«, 7./8.7., S. 3;
online: dasND.de/1093511
Die Oder liegt »unten«, dann
kommt der Fahrstuhl, dann der
Oder-Havel-Kanal und dann die
Havel – ganz »oben«. Oder so: Der
Fahrstuhl verbindet die untere
Oder mit der oberen Havel.
Joachim Nölte, Woltersdorf

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.
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